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Apartheidstaat
Israel
Was kann Israel von Südafrika lernen?

Im November 2002  referierte der israelische Menschenrechtler
Uri Davis* auf Einladung des Palästina-Komitees in Basel. In
einem Interview nach der Veranstaltung erläuterte er nochmals
seine Thesen.

Du beurteilst Israel als Apartheid-Staat. Warum?

Es stimmt, ich halte Israel für einen Apartheidstaat. Erstens, weil
Israel ein Staat ist, in dem Rassismus in durch das Parlament be-
schlossenen Gesetzen verankert wurde. Ich möchte unterstreichen,
dass ich zwischen Rassismus und Apartheid unterscheide. Der is-
raelische Rassismus ist kein spezielles und einzigartiges Phäno-
men. Es gibt Rassismus auch in den USA und in allen Mitglied-
staaten der UNO. Ich glaube nicht, dass der Rassismus in Israel
viel schlimmer ist als in den USA, in der Schweiz, in Drittweltländern
wie den Philippinen oder Indonesien, in Südafrika oder in Deutsch-
land. Rassismus ist ein politisches und gesellschaftliches Phäno-
men, das alle DemokratInnen in der Welt bekämpfen müssen. Is-
rael ist nur einer der Orte, an denen Rassismus bekämpft werden
muss.
Apartheid ist etwas anderes. Apartheid ist strukturell, ist ein politi-
sches System, in dem der Rassismus durch Gesetze und Parla-
mentsbeschlüsse institutionalisiert wurde, in dem der Staat durch
sein Rechtssystem rassistische Unterscheidungen zwischen den

*Uri Davis, langjähriger israelischer  Menschrechtsaktivist, ist ein pronon-
cierter Kritiker israelischer Menschenrechtsverletzungen, der unter ande-
rem im Rahmen der UNO-Menschenrechtskonferenz in Durban aufgetre-
ten ist. Davis gehört zu jenen kritischen Israelis, die schon seit Jahrzehn-
ten die Diskriminierung der palästinensischen Bevölkerung in Israel/Palä-
stina thematisiert und für  das Recht auf Rückkehr der 1947/48 und 1967
vertriebenen PalästinenserInnen eingetritt. Uri Davis ist Autor mehrerer
Bücher zum israelischen Verständnis von demokratischen Rechten und
zum israelischen Apartheidsystem. Er ist Dozent und Mitarbeiter in ver-
schiedenen Instituten und Universitäten. Er ist ebenfalls fester Beobachter
der Palästinensischen Nationalversammlung (PNC). Er befasst sich nicht
nur mit der Zusammenarbeit und Parallelen zwischen Südafrika unter der
Apartheid und dem israelischen Staat, sondern auch mit der Frage, was
Israel im Hinblick auf die Überwindung des Apartheid-Systems von Südaf-
rika lernen könnte. Uri Davis engagiert sich für eine Gesellschaft, in der
alle Menschen unabhängig von Nationalität und religiösem Glauben gleich-
berechtigt zusammenleben können.
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BürgerInnen vornimmt. Israel ist meines Wissens nach dem Zu-
sammenbruch des südafrikanischen Apartheidregimes der letzte
Apartheidstaat unter den Mitgliedstaaten der UNO.

In Israel existieren keine Gesetze, die zwischen jüdischer und
nichtjüdischer Bevölkerung unterscheiden wie in Südafrika?

Israel ist wie Südafrika ein kolonialer Siedlerstaat. Und in allen ko-
lonialen Besiedlungen spielt die Kontrolle über den Boden eine
entscheidende Rolle. Auch der israelisch-palästinensische Konflikt
ist primär ein Konflikt zwischen der einheimischen arabischen Be-
völkerung und dem kolonialen Siedlerstaat Israel, der sich selbst
als jüdischer Staat ausgibt und deshalb undemokratisch ist. In die-
ser Region ist das gesetzliche System so ausgestaltet, dass 93 %
des Landes per Gesetz und Parlamentsbeschlüssen jüdischen
SiedlerInnen zur Nutzung und Kultivierung vorbehalten ist. Nicht-
Juden/Jüdinnen haben nur Zugang zu weniger als 7 Prozent des
Landes von Israel. Als nichtjüdische Bevölkerung sind davon haupt-
sächlich die arabisch-palästinensischen BewohnerInnen betroffen.
Wenn wir die israelische Apartheid unter diesem Aspekt betrach-
ten, dann ist sie extremer als in Südafrika. Auf dem Höhepunkt der
Apartheid in Südafrika waren per Gesetz 87 Prozent des Landes
weissen SiedlerInnen zur Nutzung vorbehalten, 13 Prozent stan-
den für die Nicht-Weissen zur Verfügung und konzentrierten sich
hauptsächlich auf Bantustans. Das Kriterium des südafrikanischen
Apartheidregimes war, ob jemand Weiss oder Nicht-Weiss ist, in
Israel ist es die Unterscheidung zwischen Juden/Jüdinnen und Nicht-
Juden/Jüdinnen.
Es stimmt, dass es im Vergleich zu Südafrika im israelischen Rechts-
wesen schwieriger ist, die Apartheid zu erkennen. Am einfachsten
ist es, das israelische Apartheidsystem an seinen konkreten Aus-
wirkungen zu erkennen. Diese sind deutlich sichtbar, was sehr viel
zu tun hat mit dem Verteilkonflikt von Land und Wasserressourcen
zwischen Siedlerstaat und einheimischer Bevölkerung.
Wer dagegen in einer israelischen Gesetzessammlung, die auch
auf Englisch vorliegen, in den Inhaltsverzeichnissen nach Geset-
zen sucht, die zwischen Juden/Jüdinnen und Nicht-Juden/Jüdin un-

terscheiden, wird nicht fündig werden. Wer südafrikanische
Apartheidgesetzen studiert, findet relativ einfach zahllose Geset-
ze, die schon im Namen verraten, dass sie zwischen Weissen und
Nichtweissen unterscheiden. In dieser Hinsicht sind Untersuchun-
gen über das israelische Apartheidsystem viel komplizierter. Die
israelischen Gesetzgeber, das Parlament und die Leitung der Zio-
nistischen Weltorganisation (WZO), der Jewish Agency oder des
jüdischen Nationalfonds haben beachtliche Anstrengungen unter-
nommen, um Israel als einzigen demokratischen Staat im Nahen
Osten erscheinen zu lassen, um sich damit die internationale Un-
terstützung zu sichern. Die politische Unterstützung, die der Staat
Israel unter westlichen Staaten immer noch geniesst, wäre viel
schwieriger aufrechtzuerhalten, wenn Israel wie das ehemalige
Südafrika offensichtlich als Apartheidstaat erscheinen würde. Des-
halb wurden enorme Anstrengungen unternommen, um die rechtli-
che und praktische Realität zu verschleiern. Anstatt Gesetze zu
erlassen, die zwischen Juden/Jüdinnen und Nicht-Jude/Jüdin un-
terscheiden, wurde ein System mit zwei Kategorien geschaffen,
die eine Arbeitsteilung zwischen Staat und verschiedenen Organi-
sation wie der Zionistischen Weltorganisation, der Jewish Agency
und dem jüdischen Nationalfonds vorsehen. Diese Organisationen
vertreten nach ihrem Statut bei der Landverteilung, bei der Besied-
lung und bei der Unterstützung der jüdischen Immigration nur jüdi-
sche Interessen. Der Staat hat diesen Organisationen einen offizi-
ellen Status eingeräumt,  und sie übernehmen de facto Staatsauf-
gaben. Durch diese Arbeitsteilung kann der Staat behaupten, dass
er niemanden diskriminiert, während diese Aufgabe den zionisti-
schen Organisationen übertragen ist.

Wird bei der Anerkennung des Rechts auf Rückkehr nicht deut-
lich zwischen Juden/JüdInnen und Nicht-Juden/Jüdinnen  un-
terschieden?

Unter israelischem Gesetz wird der nichtjüdischen arabischen Be-
völkerung das Recht auf Rückkehr verweigert. Eine zentrale Mög-
lichkeit, die israelische Staatsbürgerschaft zu erlangen, ist das
Rückkehrrecht für Juden/Jüdinnen. Unter israelischem Recht kann
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jeder Jude und jede Jüdin ohne
grosse Auflagen nach Israel einwan-
dern und die Staatsbürgerschaft er-
langen. Die israelische Regierung
hat beschlossen, jüdischen Men-
schen die Staatsbürgerschaft sogar
unabhängig von der Einwanderung
zu verleihen. Arabisch-palästinensi-
sche Menschen, insbesondere die vertriebenen Flüchtlinge von
1948/49, werden von der Staatsbürgerschaft ausgeschlossen und
sind heute mehrheitlich staatenlos. Im Zuge des Krieges von 1948/
49 wurden sie nicht nur von Staatsbürgerrechten ausgeschlossen.
Zudem wurden sie durch das Absentee Property Law, das «Gesetz
über den Besitz von Abwesenden» aus dem Jahre 1950, das weni-
ge Monate vor dem Staatsbürgerschaftsgesetz erlassen wurde, ent-
eignet und haben damit ihre Häuser, ihr Land und sonstigen Besitz
wie Bankguthaben, Unternehmungen etc. verloren. Dieser Besitz
ging an die staatliche Entwicklungsbehörde über, die ihn an jüdi-
sche SiedlerInnen weitergab oder verpachtete. Der erste Absatz
des Staatsbürgerschaftsgesetzes besagt, dass alle Juden/Jüdin-
nen das Recht haben, nach Israel einzuwandern und in Israel ein
«Oleh» sind. «Oleh» ist ein hebräischer Begriff für Aufsteiger. Wer
nach Israel einwandert, steigt von seinem Status her auf. Wer Isra-
el verlässt und sich in einem anderen Land niederlässt, wird zu
einem «Yored», einer Person, die absteigt. Diese Begriffe, die auch
im Staatsbürgerschaftsgesetz verwendet werden, besagen, dass
die Einwanderung aus israelisch-zionistischer Sichtweise einen Auf-
stieg bedeutet. Und nur ein Jude oder eine Jüdin können «Olehs»
sein. Nicht-Juden/Jüdinnen können zwar StaatsbürgerInnen wer-
den, aber nicht auf Basis des Rückkehrrechts. Die Einbürgerung
von Nichtjuden wird in einem Gesetz von 1952 geregelt. Die Vorbe-
dingungen sind temporärer Aufenthalt, feste Aufenthaltsbewilligung
und ein spezielles Einbürgerungsverfahren. Die Einbürgerung be-
darf einer Bewilligung des Innenministers, der aber gesetzlich kei-
ne Vorgaben hat, unter welchen Bedingungen er die Staatsbürger-
schaft erteilen muss.

Du fordert das Rückkehrrecht für palästinensische Flüchtlin-
ge und ihr Recht auf Staatsbürgerschaft? Wie ist das realisier-
bar?

Ich will zuerst betonen, dass ich das Rückkehrrecht der palästinen-
sischen Flüchtlinge nicht mit der zionistischen Idee von Rückkehr
gleichsetze. Ich glaube, diese Gleichsetzung ist ein schwerer Irr-
tum.
Das Recht von vertriebenen Einheimischen auf Rückkehr ist in den
Menschenrechten verankert. Das Rückkehrrecht von Einheimischen
an ihren Wohnort, sei es in Palästina oder sonst in der Welt, gehört
zu den elementaren Menschenrechten. Das Recht, nach Palästina
einzuwandern, das zionistische Organisationen für jüdischen Men-
schen fordern, ist ein ideologisches Konstrukt der zionistischen
Bewegung. Es ist eine koloniale Idee zur Verteidigung von Privile-
gien. Der politische Zionismus kämpft nicht für die Gleichberechti-
gung jüdischer Menschen. Es gibt viele unterschiedliche zionisti-
sche Organisationen. Es gibt viele Formulierungen des zionistischen
Programms: Von linken ZionistInnen aus der ArbeiterInnen-
bewegung, religiösen oder revisionistischen ZionistInnen,
ZionistInnen aus der Umwelt-, der Schwulen- und Lesben-
bewegungen. Es gibt alle Schattierungen, aber was alle verbindet,
ist die zionistische Idee. Ihr gemeinsames Ziel ist es, in Palästina
ein Staatswesen zu schaffen, das durch Gesetze und Politik eine
Nation mit einer demographischen Mehrheit von ethnischen Juden/
Jüdinnen garantiert. Das wichtigste Merkmal der Gesetzgebung
dieses Staates ist die Apartheid, und in der politischen Umsetzung
die Massenvertreibung der einheimischen, arabisch-palästinensi-
schen Bevölkerung während des Krieges 1948/49. Diese Vertrei-
bung war ein massiver Verstoss gegen die Menschenrechte mit
riesigen Dimensionen. In 400 Dörfer, die 1948/49 unter die Kontrol-
le der israelischen Armee fielen, wurden die Menschen gewaltsam
vertrieben und die Häuser zerstört. Wir haben unterdessen Doku-
mente nicht nur über das Massaker von Deir Yassin, sondern auch
von 44 anderen Massakern während dieses Krieges und unter-
mittelbar danach. Sie hatten alle zum Zweck, die einheimische Be-
völkerung zu terrorisieren und zur Flucht zu treiben. Durch dieses
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menschenrechtswidrige Verbrechen wurde es den zionistischen Or-
ganisationen und später dem israelischen Staat möglich, zumin-
dest vorübergehend eine demographische Mehrheit aus ethnischen
Juden/Jüdinnen durchzusetzen. Eine Anerkennung dieser Kriegs-
verbrechen würde die Umsetzung des Rechts auf Rückkehr für die
palästinensischen Flüchtlinge unausweichlich machen und die de-
mographische Mehrheit ethnischer Juden/Jüdinnen in Frage stel-
len. Das israelische Gesetz entstammt dieser zionistischen Ideolo-
gie, die ein rassistisches Programm ist und zu einem Apartheid-
system führt. Das zionistische Programm muss deshalb durch Anti-
Apartheidaktivitäten bekämpft werden.

Du forderst als israelischer Bürger zum Boykott von Israel auf.
Ist das kein Widerspruch?

In Südafrika gab einige weisse SüdafrikanerInnen, die zu Sanktio-
nen und zum Boykott südafrikanischer Produkten aufriefen. Sie
machten dies im Interesse aller BewohnerInnen Südafrikas, ob weiss
oder nicht weiss. Boykottaufrufe richten sich nicht gegen Menschen,
weder individuell noch kollektiv. Sie versuchen, eine Apartheid-
regierung daran zu hindern, Verbrechen gegen das eigene Volk zu
begehen oder rassistische Massnahmen gegen Bevölkerungsteile
zu ergreifen. Ich befürchte, dass Boykottmassnahmen gegen die
israelische Regierung zu spät wirksam werden, um die massiven
Verbrechen, die diese Regierung gegen die palästinensische Be-
völkerung plant, zu verhindern. Es gibt ernsthafte Anzeichen dafür,
dass die aktuelle Regierung unter speziellen Umständen wie dem
US-Krieg gegen den Irak ethnische Säuberungen vorsieht. So hat
z.B. der Innenminister zum ersten Mal israelischen Bürgern die Staat-
bürgerschaft entzogen, weil diese in terroristische Aktivitäten ge-
gen Israel verwickelt waren. Anstatt diese Menschen vor Gericht zu
stellen, wurde ihnen die Staatsbürgerschaft entzogen. Wenn jemand
keine Staatsbürgerschaft mehr besitzt, ist es natürlich einfach, ihn
aus dem Land zu vertreiben. Zum ersten Mal in der Geschichte des
israelischen Parlamentes wurde zudem dem palästinensisch-israe-
lischen Abgeordneter Asmi Bishara die Immunität entzogen - nicht
auf Grund von Verstössen gegen das Gesetz, sondern auf Grund

seiner politischen Stellungsnahmen. Das politische System in Isra-
el befindet sich in einem Umbruch. Die einschneidendste Entwick-
lung hat vor wenigen Tagen begonnen, als der israelische Premier-
minister, der nachgewiesenermassen ein Kriegsverbrecher ist, das
Parlament auflöste und Neuwahlen ankündigte. Bis zu den Neu-
wahlen Ende Januar ist die aktuelle Regierung eine Übergangsre-
gierung, die durch kein Parlament kontrolliert wird, und keine In-
stanz kann deren Massnahmen stoppen. Das gibt der Regierung
bis zu den nächsten Wahlen diktatorische Vollmachten. Sollten die
USA in dieser Zeit den Irak angreifen, befürchte ich, dass diese
Regierung, an deren Spitze mehrere Kriegsverbrecher und Extre-
misten stehen, in Missachtung jeglicher Menschenrechte ethnische
Säuberungen der noch verbleibenden einheimischen Bevölkerung
in der Westbank, im Gazastreifen und selbst in Israel vornehmen
wird. In diesem Kontext sind Sanktionen gegen Israel und der Boy-
kott von israelischen Produkten wie auch von kultureller, akademi-
scher und sportlicher Zusammenarbeit dringend nötig. Wir müssen
dazu aufrufen, die Sanktionen sofort zu ergreifen.

Hast du nicht Angst, dass ein Boykott in Israel/Palästina die
falschen Menschen trifft?

Der Aufruf zum Boykott kommt aus Israel selbst. Palästinensische
Intellektuelle, wichtige Teile der palästinensischen Führung und der
PLO, jüdische Persönlichkeiten aus Israel selbst rufen zum Boy-
kott auf. Statt diese Stimmen zu übergehen, sollten die westlichen
Regierungen sie hören und sofort handeln.

Und du hast keine Angst, dass der Boykott von Israel antise-
mitischen Tendenzen Auftrieb gibt?

Alle Formen von antijüdischem Rassismus, Antisemitismus, aber
auch jeder Ausdruck von Rassismus muss bekämpft werden. Mit
Boykott oder ohne Boykott. Wenn der Boykottaufruf antisemitische
Reaktionen fördert, dann bin ich mir sicher, dass die Verantwortli-
chen der Boykottkampagnen diesen Antisemitismus bekämpfen
werden. Die grosse Mehrheit der Boykottkampagne wird nicht von
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Antisemiten geführt. Die Boykottkampagnen werden von bewussten
und humanitär motivierten Menschen geleitet, die die Verbesse-
rung der Lebensbedingungen für alle Menschen in Palästina, nicht
nur von einem Teil, erreichen wollen, also sich nicht nur für die
PalästinenserInnen und nicht nur für die ethnischen Juden/Jüdin-
nen einsetzen, sondern für alle. Sie sind Träger von universellen
Werten.
Natürlich ist es möglich, dass die Boykottkampagne auch von Men-
schen nicht aus humanitären, sondern aus rassistischen Gründen
unterstützt wird. Aber meiner Erfahrung nach - und ich habe eine
40-jährige Erfahrung im Kampf für Menschenrechte in Israel und
sass dafür schon in israelischen Gefängnissen - ist dieser Kampf
für die Rechte der palästinensischen Bevölkerung nicht durch anti-
jüdischen Rassismus motiviert. Das ist ein marginales Phänomen.
Ich vertraue den Verantwortlichen der Boykottkampagne, dass sie
Rassismus verurteilen und ihn bekämpfen werden.
Ein anderer Aspekt ist, dass sich weder in Südafrika noch in Israel
der Aufruf zum Boykott gegen Menschen richtet. Der Aufruf zum
Boykott Südafrikas war ein Aufruf gegen das südafrikanische
Apartheidregime. Es war keine Kampagne gegen Weisse. Der Auf-
ruf für Sanktionen gegen Israel ist ein Aufruf gegen die Apartheid-
regierung in Israel und gegen die Besatzung, aber nicht eine anti-
jüdische Kampagne.

Boykottaufruf palästinensischer Organisationen vom Au-
gust 2002

Boykottiert Israel, um den Respekt und die Um-
setzung des internationalen Völkerrechtes, der
Menschenrechte und der UNO-Resolutionen
durchzusetzen!

Ein Jahr nach dem September 2001 nach dem alle Versuche
mit gewaltsamer militärischer Unterdrückung den zweiten Auf-
stand in den besetzten Gebieten der Westbank und Gaza zu
beenden, gescheitert sind, haben sich in Durban (Südafrika)
rund 3000 Organisationen der Zivilgesellschaft aus der gan-
zen Welt an der 3. Weltkonferenz  gegen Rassismus getrof-
fen und verabschiedeten eine NGO-Erklärung und Aktions-
programm. Diese NGO-Dokumente benennen Rassismus und
radikale Diskriminierung im Israel-Palästina-Konflikt,
einschliesslich der militärischen Besetzung und der Leugnung
des Rückkehrrechtes von palästinensischen Flüchtlingen und
Vertriebenen in ihre Häuser.
Ebenfalls riefen vereint die VertreterInnen der 3000 Organi-
sationen der Zivilgesellschaft aus aller Welt zum weltweiten
Boykott und Sanktionen gegen Israel auf. Das Aktionspro-
gramm verlangt u.a.:
- Aufruf für die Gründung einer weltweiten Anti-Apartheids-
bewegung gegen Israel , wie sie gegen das südafrikanische
Apartheidsregime durch ein globales Solidaritätsnetzwerk der
Zivilgesellschaft, UNO-Gremien und Organisationen, Geschäf-
ten und Gemeinden bestand, um das Schweigen der Staaten
zu beenden, speziell der EU und der Vereinigten Staaten.
- Aufruf zur vollständigen Isolation des israelischen
Appartheidstaates durch die internationale Gemeinschaft, wie
im Falle von Südafrikas. Das bedeutet eine Durchsetzung von
Sanktionen und Embargos, die vollständge Aussetzung aller
Beziehungen (diplomatischen, wirtschaftlichen, sozialen, mi-
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litärischen Kooparationen und Ausbildungsprojekten) zwischen
allen Staaten und Israel.
Ein Jahr nach Durban setzt Israel weiter die Zerstörung der
palästinensischen Zivilgesellschaft und seiner politischen
Behörden fort. Sie installierte wieder eine direkte militärische
Besatzung in der Westbank und im Gazastreifen. Wesentlich
stärker als früher schützt die USA und duldet Europa die Ver-
letzungen des internationalen Rechts , der Menschenrechte
und der UNO-Resolutionen durch Israel.
Deshalb begrüssen wir als Mitglieder der palästinensischen
Zivilgesellschaft alle Initiativen zum Boykott von Israel, die in
vielen Teilen der Welt lanciert wurden. Dem Frieden und der
Gerechtigkeit in Palästina und der Welt zuliebe, rufen wir die
Solidaritätsbewegung, die NGO’s, akademische und kulturel-
le Institutionen, Unternehmungen, politische Parteien und Ge-
werkschaften wie Einzelpersonen auf, die globale Israel-
Boykottkampagne zu unterstützen.
Israel boykottiert das internationale Recht und die Menschen-
rechte – Wir boykottieren Israel.

Der Aufruf wurde von folgenden Organisationen unterzeichnet:

Applied Research Institute Jerusalem (ARIJ);
Arab Center for Agricultural Development (ACAD);
BADIL Resource Center for Palestinian Residency and Refugee Rights;
General Federation of Trade Unions in Palestine (GFTUP);
High Coordination Committee of the Local Committees for the Rehabilitation of the Disabled
- West Bank;
Palestinian Center for Peace and Democracy (PCPD);
Palestinian Federation of Women Action Committees (PFWAC), Nablus;
PNGO - Palestinian NGO Network;
Palestinian Prisoners Society;
Popular Committees of the Palestinian Refugees - West Bank and Gaza Strip;
Residents of Destroyed Palestinian Cities and Villages in 1948 Palestine, Ramallah;
Union of Agricultural Work Committees (UAWC);
Union of Health Care Committees;
Union of Palestinian Medical Relief Committees (UPMRC);
Union of Youth Activity Centers - Palestine Refugee Camps (UYAC).

Boykottaufruf von israelischen FriedensaktivistInnen

Israelis sagen:
 «Boykottiert israelische Produkte»

Nach 6 Monaten unbarmherziger militärischer Unterdrückung
der palästinensischen Bevölkerung in den von Israel besetz-
ten Gebieten, hat die israelische Regierung durch Ausgangs-
sperren das tägliche Leben der PalästinenserInnen in ihren
Dörfern und Städten noch unerträglicher gemacht. Die Aus-
gangssperren haben die PalästinenserInnen vollständig von
einem «normalen» Leben abgeschnitten. Die Mehrheit kann
nicht zur Arbeit, Lebensmittel und Lebensnotwendiges ein-
kaufen, haben keine medizinische Versorgung und oft kein
Wasser und Elektrizität.
1948 hat der Staat Israel PalästinenserInnen vertrieben und
Hundertausende von ihnen in Flüchtlingslager verwiesen, aus
denen sie nicht zurückkehren durften, als der Krieg zu Ende
war. Der gleiche Staat verhindert heute, dass die Opfer von
1948 mit dem Nötigsten in ihren Flüchtlingslagern, in ihren
Dörfern und Städten versorgt werden.
Der inhumane Unterdrücker hofft, dass das Aushungern die
PalästinenserInnen kapitulieren lässt, ohne dass er mit einer
«negativen öffentlichen Meinung» in den westlichen Medien
konfrontiert wird. Im Gegenteil ist in der öffentliche Meinung
im Westen der Protest gegen die Politik der israelischen Re-
gierung, ZivilistInnen, Männer, Frauen und Kinder zu töten,
verstummt,  seit dem die Tötungen fern von den Fernsehka-
meras stattfinden. Die Menschenrechtsverletzungen durch die
palästinensische Behörden haben ebenfalls mitgeholfen, dass
sich Israel fälschlicherweise als Opfer darstellen konnte.
Wir fordern die Weltgemeinsaft auf, einen Boykott israelischer
Industrie- und Agrarexporte und -güter zu organisieren und
ebenfalls auf Tourismus in Israel zu verzichten. Wir hoffen,
dass dies dieselben positiven Auswirkungen hat auf die Apart-
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heid wie der Boykott gegen Südafrika.
Der Boykott soll so lange aufrecht erhalten werden, wie Israel
irgend ein Teil der 1967 besetzten Gebiete kontrolliert. Dieje-
nigen, die die legitimen Hoffnungen der PalästinenserInnen
zu zerstören hoffen, sollen die Folgen ihrer eigenen bitteren
Medizin spüren.
Wir fordern alle EmpfängerInnen des Aufrufes unabhängig
von der Herkunft und Nationalität auf:
1. Sofort persönlich mit diesem Boykott zu beginnen und
diesen Schritt auch der Umwelt bekannt zu machen (zum
Beispiel den/die LädenbesitzerIn aufmerksam zu machen,
warum sie keine israelischen Produkte kaufen und keine Fe-
rienreisen nach Israel unternehmen)
2. Die Erklärung zu unterzeichnen und sie unter ihren
Freunden zu verteilen. Alles was sie unternehmen, hilft der
Durchsetzung der Menschenrechte.
3. Organisieren sie Aktivitäten, um Druck auf ihre Regie-
rung auszuüben, dass sie die wirtschaftlichen und kommerzi-
ellen Verpflichtungen mit Israel aufgibt

Die 35 ErstunterzeichnerInnen:

Meir Amor , Toronto, Canada
Yael Arbel , Tel-Aviv, Israel
Dita Bitterman , Tel-Aviv, Israel
Hagit Borer , Los Angeles, USA
Ouzi Dekel , Paris, France
Esty Dinur , Arena, USA
Aviva Ein-Gil , Tel-Aviv, Israel
Ehud Ein-Gil , Tel-Aviv, Israel
Arie Finkelstein , Paris, France
Rachel Giora , Tel-Aviv, Israel
Zamir Havkin , Givataim, Israel
Zvika Havkin , Princeton, USA
Haggai Katriel , Haifa, Israel
Irit Katriel , Haifa, Israel
Justin Kodner , Princeton Junction, USA
Helga Kotthoff , Fulda, Germany
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Miri Krasin , Tel-Aviv, Israel
Debby Lerman , Tel-Aviv, Israel
Mely Lerman , Tel-Aviv, Israel
Moshe Machover , London, UK
Yael Oren Kahn , Warwickshire, UK
Akiva Orr , Kfar Shmaryahu, Israel
Rachel Ostrowitz , Tel-Aviv, Israel
Eran Razgour , Tel-Aviv, Israel
Eyal Rozenberg , Haifa, Israel
Hilla Rudich , Givataim, Israel
Herzl Schubert , Tel-Aviv, Israel
Ilan Shalif , Tel-Aviv, Israel
Oz Shelach , New York, USA
Ur Shlonsky , Geneva, Switzerland
Toma Sik , Budapest, Hungary
Ehud Sivosh , London, UK
Gideon Spiro , Jerusalem, Israel
Guy West , Herzliyya, Israel
Adeeb Yaffawy , Yaffa, Israel

Der Aufruf wurde bis zum 13. August 2002 von weiteren 7 5 6
israelischen StaatsbürgerInnen in der ganzen Welt unterzeich-
net.
Die vollständige Liste ist auf  www.matzpun.com zu finden.

Weitere Informationen zur nationalen und internationalen
Boykottkampagne der Solidaritätskomitees in der Schweiz
(Artikel, Aufruf, Standartbriefe an die Grossverteilen, israeli-
sche Produkte in schweizerischen Läden, etc.) sind auf der
Webseite www.palaestina.ch  zu finden.
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